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Text 

Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise durch den Sektorenauftraggeber 

§ 251. (1) Der Sektorenauftraggeber hat festzulegen, mit welchen Nachweisen ein Unternehmer, der 
an einem Vergabeverfahren teilnimmt, seine 

 1. berufliche Befugnis, 

 2. berufliche Zuverlässigkeit, 

 3. finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie 

 4. technische Leistungsfähigkeit 

zu belegen hat. Nachweise dürfen nur so weit festgelegt werden, wie es durch den Gegenstand des 
Auftrages sachlich gerechtfertigt ist. Falls erforderlich und sofern dies sachlich gerechtfertigt ist, kann der 
Sektorenauftraggeber besondere Festlegungen treffen, wie Arbeits- und Bietergemeinschaften die 
Anforderungen an die Eignung zu erfüllen haben. 

(2) Der Bewerber oder Bieter kann seine Eignung sowie gegebenenfalls die Erfüllung der 
Auswahlkriterien auch durch die Vorlage einer Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung gemäß der 
Durchführungsverordnung (EU) 2016/7 belegen. Stattdessen ist auch die Vorlage einer Erklärung 
darüber, dass der Bewerber oder Bieter die vom Sektorenauftraggeber verlangten Eignungskriterien 
erfüllt und die festgelegten Nachweise auf Aufforderung unverzüglich beibringen kann (Eigenerklärung), 
zulässig. In einer solchen Eigenerklärung sind die Befugnisse anzugeben, über die der Unternehmer 
konkret verfügt. 
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(3) Der Sektorenauftraggeber kann die Vorlage, Vervollständigung bzw. Erläuterung bestimmter 
Nachweise binnen einer angemessenen Frist von bestimmten Bewerbern oder Bietern bzw. Parteien der 
Rahmenvereinbarung verlangen, sofern dies zur angemessenen Durchführung des Verfahrens erforderlich 
ist. Bei der Vergabe von Aufträgen und beim Abschluss von Rahmenvereinbarungen im 
Oberschwellenbereich hat der Sektorenauftraggeber vor Zuschlagserteilung bzw. vor Abschluss der 
Rahmenvereinbarung die Vorlage der festgelegten Nachweise vom Zuschlagsempfänger bzw. von der 
bzw. den Parteien der Rahmenvereinbarung jedenfalls zu verlangen; bei einer Vergabe in Losen gilt dies 
nur, wenn der geschätzte Wert des einzelnen Loses den in § 185 Abs. 1 genannten jeweiligen 
Schwellenwert erreicht. 

(4) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine Bietergemeinschaft hat 
jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret zufallenden Leistungsteil nachzuweisen. 

(5) Der Unternehmer muss jene Nachweise nicht vorlegen, die der Sektorenauftraggeber direkt über 
eine für den Sektorenauftraggeber kostenlos zugängliche Datenbank erhalten kann. Enthält ein auf diese 
Weise verfügbarer Nachweis personenbezogene Daten, muss der Unternehmer der Verwendung seiner 
Daten zugestimmt haben. 

(6) Ein Unternehmer muss im Oberschwellenbereich jene Nachweise nicht vorlegen, die dem 
Sektorenauftraggeber bereits in einem früheren Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich vorgelegt 
wurden und geeignet sind, die Eignung nachzuweisen. Der Sektorenauftraggeber kann zum Zweck der 
Verwaltung und Wiederverwendung der solcherart vorgelegten Nachweise eine Datenbank einrichten. 

(7) Legt ein Unternehmer mit Sitz in einer anderen Vertragspartei des EWR-Abkommens Nachweise 
vor, die den Nachweisen gemäß § 252 Abs. 1 bzw. § 253 Abs. 2 gleichwertig sind, so hat der 
Sektorenauftraggeber zur Überprüfung, ob der vorgelegte Nachweis seiner Art nach dem geforderten 
Nachweis entspricht, auf die Online-Datenbank e-Certis zurückzugreifen. 

Schlagworte 

Arbeitsgemeinschaft 

Zuletzt aktualisiert am 

27.02.2026 

Gesetzesnummer 

20010295 

Dokumentnummer 

NOR40206952 


